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Mitteilung des Senats vom 22. September 2020
Jakobushaus - Wie ist der aktuelle Stand?

Die Fraktion der CDU hat unter Drucksache 20/288 S eine Kleine Anfrage an
den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Kleine Anfrage wie folgt:

1. Inwieweit trifft es zu, dass die Leerstandskosten fir das Jakobushaus an
der Friedrich-Rauers-StraBle 30 erheblich geringer sind, als es den parla-
mentarischen Gremien gegentiiber (unter anderem der Sozialdeputation
am 30. November 2017) im Laufe des Entscheidungsprozesses uber die
Aufhebung des Erbbaurechts prognostiziert wurde (bitte jeweils die im
Jahr 2017 prognostizierten und die im Jahr 2019 tatsachlich angefallenen
Leerstandskosten einzeln nach Kostenarten aufschliisseln)?

Es ist zutreffend, dass die Leerstandskosten in der Bewirtschaftung durch
Immobilien Bremen gesenkt werden konnten auf derzeit jahrlich circa
63 500 Euro. Dies sind fur 2019 monatlich 5 290 Euro ohne Zwischennut-
zung. Die Innere Mission hat in den Jahren 2015 bis 2017 Leerstandskosten
in Hohe von anfanglich 19 500 Euro und zuletzt 13 500 Euro monatlich aus-
gewiesen. Diese sind laut Angaben der Inneren Mission unter anderem
entstanden durch Abschreibungen, Grundsticks- und Gebdaudesicherung
sowie Kosten fur die Gebaudebewirtschaftung.

Eine detaillierte Auflistung der Leerstandskosten der Gebaudebewirt-
schaftung durch die Innere Mission aus dem Jahr 2017 liegt nicht vor.

Die periodengenau abgegrenzten Leerstandskosten der Immobilien Bre-
men fir das Jakobushaus im Jahr 2019 stellten sich wie folgt dar:

Position Kostenart Euro

A Bewachung 14 738,78

B Instandhaltung/Bauunterhalt 2 412,75

C Gebiihren/Beitrage 604,77

D Reinigung/Vandalismus inklusive AuBenanlage 5 353,27

E Feuerversicherung 5651,36

F Grundsteuer 9 271,24

G Gas 21 348,80

H Strom 3 988,55

I Wasser/Abwasser 128,08
Summe 63 497,60




Die Aufstellung enthalt dabei nur die durch das Sondervermogen Immobi-
lien und Technik (SVIT) Stadt fur das Jahr 2019 getragenen Kosten. Das
Jakobushaus wurde ab November 2019 in die Zwischennutzung an den
Zucker e. V. gegeben. Ab diesem Zeitpunkt sind die Bewachungskosten
nicht mehr angefallen und die Medienkosten (Position G bis I) wurden
durch den Zucker e. V. zum tUberwiegenden Teil getragen.

Welche Grinde gibt es fiir die erheblich geringeren Leerstandskosten
(bitte im Einzelnen nach Kostenarten getrennt darstellen)?

Im Vergleich zum Jahr 2019 wird insbesondere durch die Umstellung der
Bewachung, durch die Optimierung des technischen Betriebs in der Leer-
standsphase sowie die teilweise Ubernahme der Medienkosten durch den
Zwischennutzer in der Summe deutlich, dass die Kosten, die durch das
SVIT zu tragen waren, geringer ausgefallen sind als in den Jahren zuvor.
Wie bereits zu Frage 1 beantwortet, liegt eine detaillierte Auflistung der
Leerstandskosten der Gebaudebewirtschaftung durch die Innere Mission
aus dem Jahr 2017 nicht vor.

Welche Einnahmen erzielt die Stadt fir das Jakobushaus und das zugeho-
rige Gelande durch bereits realisierte oder geplante Zwischennutzungen
(bitte nach Jahren getrennt alle Nutzungen einzeln benennen und jeweils
daraus erzielte beziehungsweise zu erzielende Einnahmen darstellen)?

Immobilien Bremen hat das Jakobushaus lediglich an einen Nutzer, dem
Zucker e. V., seit November 2019 zur Zwischennutzung tiberlassen. Hie-
raus werden keine Einnahmen erzielt, sondern der Zwischennutzer tragt
die verbrauchsabhangigen Medienkosten (vergleiche Antwort zu Frage 1,
Position G bis I). Fur die Gaskosten wurde aufgrund der Zwischennutzung
in lediglich drei Etagen (KG, EG und 2. OG, 1. OG ausschlieBlich als Ver-
kehrsflache) bei dem Gebaude mit 11 Ebenen (KG + zehn Etagen) ein Kos-
tendeckel zu Gunsten des Zucker e. V. vereinbart, sodass fir das SVIT mit
anteiligen Gaskosten von circa 12 000 Euro pro Jahr zu rechnen ist. Durch
die Zwischennutzung fallen aulerdem keine Bewachungskosten mehr an
und es wird mit geringeren Vandalismusschaden gerechnet.

Wie beurteilt der Senat diese Angelegenheit, insbesondere im Hinblick auf
die 2017 auf Grundlage der damaligen Prognosen getroffenen Entschei-
dungen zur Aufhebung des Erbbaurechts? Wie hétte sich der Varianten-
vergleich dargestellt, wenn bei den Kalkulationen die nunmehr tatsachlich
angefallenen Leerstandskosten angesetzt worden waren?

Die in 2017 getroffene Entscheidung zur Auflésung des Erbbaurechtsver-
trags mit der Inneren Mission basierte auf der allseits getragenen fachli-
chen Entscheidung, in der Wohnungslosenpolitik nicht mehr auf
zentralisierte und stationdare Versorgungsformen zu setzen. Gleicherma-
Ben wurde diese Entscheidung aufgrund von wirtschaftlichen Erwagun-
gen getroffen, da nach Architekten-Kostenschatzung die Weiternutzung
des Gebaudes Sanierungskosten in Hohe von circa 3 Millionen Euro erfor-
dert hatte. Nur bei einer langfristig sicheren Nutzungsperspektive des Ge-
bdaudes ware das Gebot der Wirtschaftlichkeit erreichbar gewesen.
Langfristige Nutzungsperspektiven wurden in Zusammenarbeit mit der In-
neren Mission aufgrund von wirtschaftlichen sowie fachlichen Erwagun-
gen und Erwagungen bezuglich der Umsetzbarkeit verworfen. Dies betraf
die Nutzung als Erstaufnahme fir unbegleitete minderjahrige Gefliichtete
oder als Wohnheim fur Studierende. Vor diesem Hintergrund halt der Se-
nat die getroffene Entscheidung zur Aufhebung des Erbbaurechtsvertra-
ges und den Eigentumsubergang des Gebaudes auf die Stadtgemeinde
aus fachlichen und wirtschaftlichen Grinden auch retrospektiv fiir richtig.
Die von der Inneren Mission ermittelten Leerstandkosten wurden nur bis
zur Ubergabe des Gebaudes gezahlt. Diese Kosten sind nach Auffassung
des Senats nur bedingt entscheidungsrelevant, da diese nur bei Leerstand
anfallen und dieser stets minimiert werden sollte, um eine dauerhafte Lo-
sung ohne Leerstand zu erreichen.
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Aus welchen Grinden geht der Senat ausweislich der Antwort auf Frage
10 in der Fragestunde der Sitzung der Stadtbirgerschaft am 9. Juni 2020
von einem Planungsvorlauf fur das Areal ,Oldenburger Kurve” von 15
Jahren aus?

Mit dem Areal , Oldenburger Kurve" ist neben dem Jakobushaus in erster
Linie das im Eigentum des Sonstigen Sondervermogens Gewerbeflache
befindliche Grundstiick des ehemaligen Giiterbahnhofs gemeint. Mit den
in 2002 angekauften Flachen des hinter dem Uberseemuseum gelegenen
Giterbahnhofs konnte eine der wenigen groBeren, zusammenhangenden
Flachen zur Aufwertung und Erganzung innerstadtischer Funktionen stra-
tegisch gesichert werden. Bislang wurde die konkrete Entwicklung dieses
Areals vor dem Hintergrund der bestehenden Nachverdichtungspotenzi-
ale in der Innenstadt und dem Flachenangebot der Uberseestadt nicht ver-
folgt. Der mit aufstehenden Gebduden belegte Teil des Giiterbahnhofs
wurde daher als Zwischennutzung an die dort bereits kulturell aktive
Szene vergeben und wird derzeit erfolgreich bespielt.

Im Zusammenhang mit der Erstellung eines Sicherheits- und Brandschutz-
konzeptes fur den Giiterbahnhof sowie der aktuell in Bearbeitung befind-
lichen Machbarkeitsstudie fiir die Errichtung eines S-Bahn-Haltepunktes
Uberseestadt wird derzeit auch die Machbarkeit der Verlegung der Olden-
burger Kurve uberpriift. Auch die Entwicklung des ZOB und des Bundes-
wehrhochhauses riicken das Guterbahnhofareal perspektivisch wieder
starker in den Blickpunkt. Erst durch eine Bahntrassen-kreuzungsireie Er-
schlieBung des Areals, kann der Kultur- und Kreativwirtschaftsstandort
seiner Lagegunst entsprechend weiterentwickelt werden. Eine Nutzungs-
verdichtung beziehungsweise -anderung im Rahmen einer Weiterent-
wicklung des Areals bei eingeschrankter ErschlieBungssituation, so wie sie
derzeit vorliegt, ist aus sicherheits- und brandschutzrechtlichen Aspekten
nicht moglich.

Auf Basis von Erfahrungen mit der stddtebaulichen Entwicklung solcher
Areale und der Errichtung von Bahntrassen-MaBBnahmen muss ab der Ent-
scheidung zur stadtebaulichen Weiterentwicklung des Gelandes und der
Bereitstellung erster Planungsmittel von einem Zeitraum von zehn bis 15
Jahren bis zur Fertigstellung einer ErschlieBung ohne Bahntrassenkreu-
zung ausgegangen werden. Hierbei berucksichtigt ist unter anderem ne-
ben einem stadtebaulichen Planungsprozess unter enger Einbindung der
Ortspolitik, der Bevolkerung sowie hier insbesondere der bereits in diesem
Gebiet Ansassigen der Kunst- und Kreativwirtschaft als Basis fur die kunf-
tige Entwicklung des Areals, ein aufwendiges Planungsverfahren in enger
Abstimmung mit der Deutschen Bahn fiir die Bahntrassen-MaBnahmen mit
anschlieBendem Planfeststellungsverfahren und darauf folgend die bau-
liche Umsetzung. In diesem Gesamtzusammenhang betrachtet der Senat
auch das Jakobushaus.

a) Wie beurteilt der Senat die Tatsache, dass die Wirtschaftsforderung
im Rahmen der Entwicklung dieses Areals ihr Interesse am Standort
des Jakobushauses bekundet hat?

b) Welche genauen Plane bestehen vonseiten der Wirtschaftsforderung
bezuglich des Gebaudes sowie des Grundsticks und inwiefern wer-
den diese vom Senat unterstutzt?

c) Welche Verwertungsoptionen ergaben sich und wie waren die finan-
ziellen Auswirkungen fur die Stadt?

Die Fragen a, b und ¢ werden gemeinsam wie folgt beantwortet:

Die Wirtschaftsforderung Bremen GmbH (WEB) hat als beauftragte Ver-
walterin des Giuterbahnhofareals fir das Sonstige Sondervermogen Ge-
werbeflachen in Abstimmung mit der Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit und
Europa im Zuge der erfolgten Ausschreibung beziehungsweise dem ange-
strebten Verkauf des Objektes durch Immobilien Bremen angezeigt, dass
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im Zuge einer kunftigen Entwicklung des Guterbahnhofareals bei Verla-
gerung der angrenzenden Bahntrasse, der sogenannten ,Oldenburger
Kurve”, ErschlieBungsmoglichkeiten im Umfeld des Jakobushochhauses
mitzudenken und zu sichern sind. Dies betrifft insbesondere Teilflachen
des Parkplatzes und hat somit auch Auswirkungen auf die Nutzung des
Gebadudes.

Das Gebaude liegt im Sondervermogen Immobilien und Technik (SVIT)
und wird von Immobilien Bremen verwaltet. Gleichwohl ware eine Einbe-
ziehung dieses Grundstiickes in den Gesamtprozess der Weiterentwick-
lung des Giiterbahnhofareals aus Sicht der Senatorin fur Wirtschaft, Arbeit
und Europa und der WFB sinnvoll, sodass aus strategischen Gesichtspunk-
ten derzeit eine VerauBerung des Objektes als nicht sinnvoll erachtet wird.

Verwertungsoptionen wurden bislang nicht naher tberprift. Vielmehr
miissten sich diese fiir das Objekt aus einer noch zu erarbeitenden stadte-
baulichen Gesamtbetrachtung ableiten.

Welche Alternativen zur langfristigen Nutzung des Standortes durch die
Wirtschaftsforderung bestehen aus Sicht des Senats und wie werden diese
Alternativen im Einzelnen unter Stadtentwicklungsgesichtspunkten und
aus wirtschaftlicher Sicht beurteilt (bitte jede Alternative eingehend dar-
stellen, unter Stadtentwicklungsgesichtspunkten einordnen und einer
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unterziehen)?

Aus Sicht des Senats ist die langfristige Nutzung des Standortes im Ge-
samtzusammenhang mit dem Umfeld und hier insbesondere einer zukinf-
tigen Weiterentwicklung des Kultur- und Kreativwirtschaftsstandorts des
Giterbahnhofareals zu sehen. Hierfir bedarf es eines Entwicklungspro-
zesses insbesondere unter Einbezug der Ortspolitik, der Bevolkerung und
der Ortsansdassigen zur Entwicklung von stadtebaulichen Zielen und damit
auch letztendlich Nutzungsalternativen fiir das Jakobushaus.

Inwiefern wére eine Zwischennutzung tiber den genannten Zeitraum von
circa 15 Jahren angesichts des Zustandes des Jakobushauses (unter ande-
rem im Hinblick auf Brandschutzvorschriften) noch realistisch? Mit wel-
chen Kosten (zum Beispiel fir Instandhaltung, Sanierung) wdare im
Einzelnen uber diesen Zeitraum zu rechnen, wenn das Ziel verfolgt wirde,
das Jakobushaus bis dahin weiter einer Zwischennutzung zuzufiithren?

Der Zwischennutzung des KG bis 1. OG durch Zucker e. V. wurde eine
befristete Baugenehmigung bis 2021 erteilt. Fur eine hinsichtlich Nut-
zungsart, Zeitraum und Umfang dariberhinausgehende Ausweitung der
Zwischennutzung waren grofiere brandschutz- und bauordnungsrechtli-
che Aufwendungen erforderlich, so zum Beispiel die Schaffung eines zwei-
ten Rettungsweges, die brandschutztechnische Nachristung des vor-
handenen Treppenhauses, die haustechnische Ertiichtigung der Bau-
werksstruktur, die Schadstoffsanierung und gegebenenfalls die Ertuchti-
gung der Grundausstattung wie Sanitar et cetera. Daneben waren in
Abhangigkeit von der noch festzulegenden Nutzung vermutlich noch Um-
bauten der derzeitig kleinteiligen Grundrissstruktur sowie umfassende
energetische MaBnahmen notwendig.

Angesichts der fehlenden konkreten Nutzungsoptionen wurde bisher auf
eine detaillierte Kostenermittlung verzichtet. In der Vorlage zur Sitzung
des Senats am 21. November 2017 wurden die Sanierungskosten als Man-
nerwohnheim mit einfachem, nicht dem ublichen bremischen Niveau ent-
sprechenden Standard und ohne Warmedammung mit 3,15 Millionen Euro
beziffert. Eine umfassende Gesamtsanierung des Gebaudes wirde je nach
Nutzungsart geschatzte 6 Millionen Euro kosten.

Welche Alternativen zur Zwischennutzung des Jakobushauses (zum Bei-
spiel zugiger Neubau oder Abriss, anschlieBend Zwischennutzung des
dann unbebauten Grundstiicks) bestehen aus Sicht des Senats und wie
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werden diese Alternativen im Einzelnen unter Stadtentwicklungsgesichts-
punkten und aus wirtschaftlicher Sicht beurteilt (bitte jede Alternative ein-
gehend darstellen, unter Stadtentwicklungsgesichtspunkten einordnen
und einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unterziehen)?

Eine Weiterfiithrung und Ausweitung von Zwischennutzungen in dem zur
Verfiigung stehenden Zeitraum ware aus vorgenannten Grunden grund-
satzlich denkbar und es wurde bereits von verschiedenen Seiten Interesse
an einer Zwischennutzung geauBert. Nach der erfolglosen Ausschreibung
des Objektes hat der Senat allerdings bislang noch keine weitere Zwi-
schennutzung als die derzeit vorliegende umfangreich und abschlieBend
gepriift. In Bezug auf mittelfristige Nutzungskonzepte und damit einher-
gehende Interimslésungen fir den Planungsprozess des Gesamtareals
wird auf die Antworten zu Frage 5 und 6 verwiesen. Demnach ist es derzeit
nicht vorgesehen, das Grundstiick kurzfristig zu verwerten.



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/311 S
	Mitteilung des Senats vom 22. September 2020
	Jakobushaus – Wie ist der aktuelle Stand?



